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Hinweise zur Beschäftigung
von Arbeitnehmern aus den

EU-Beitrittsstaaten
Arbeitnehmerfreizügigkeit gilt ab Mai 2011

Arbeitsrecht

Dienstleistungsfreiheit

Die Dienstleistungsfreiheit gewährleistet es dem Dienstleis-
tungserbringer, zum Zwecke der Erbringung seiner Leistung
vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat tätig
zu werden, und zwar unter denselben Voraussetzungen, die
für Inländer gelten.

Mit dem Auslaufen der Übergangsregelungen zum
01.05.2011 entfallen auch die bis dahin geltenden über-
gangsbedingten Beschränkungen der Dienstleistungsfreiheit
für Bürger der Beitrittsstaaten in den folgenden Wirtschafts-
sektoren:

� Baugewerbe einschließlich verwandter Wirtschaftszweige,
� Reinigung von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln

und
� Tätigkeiten von Innendekorateuren.

In der Folge können Angehörige der Beitrittsstaaten künftig
auch in diesen Bereichen grenzüberschreitende Dienstleis-
tungen mit eigenem Personal aus diesen Staaten erbringen,
ohne dass dieses einer Arbeitsgenehmigungspflicht unter-
liegt. Die gewerblichen und handwerksrechtlichen Vorausset-
zungen sind dabei allerdings zu beachten, insbesondere die
Anzeigepflicht vor einer erstmaligen Leistungserbringung im
zulassungspflichtigen Handwerksbereich (Berufe der Anlage
A zur Handwerksordnung), die dem Nachweis einer hinrei-
chenden Berufsqualifikation dient.

Werkvertragsregelungen
Die bilateralen Werkvertragsabkommen und die danach fest-
gelegten Quoten und Verfahren für eine Arbeitnehmerent-
sendung nach Deutschland werden zum 01.05.2011 gegen-
standslos. Die weiteren Abkommen mit Bulgarien, Rumänien
und Drittstaaten bleiben davon unberührt.

Arbeitsverhältnisse zwischen einem im Ausland ansässigen
Arbeitgeber und seinen zur Erfüllung eines Auftrags nach
Deutschland vorübergehend entsandten Arbeitnehmern
unterliegen regelmäßig dem Recht des Herkunftsstaats des
Arbeitgebers, soweit die Vertragsparteien keine anderweiti-
ge Rechtswahlvereinbarung nach der VO 593/2008 – Rom I
getroffen haben. Der Arbeitgeber ist jedoch an die Vorga-
ben des AEntG gebunden. Dazu zählen in den betreffen-
den Branchen insbesondere die Zahlung des Mindest-
bruttolohns einschließlich Überstundenzuschläge, die Ein-
haltung von Urlaubsregelungen sowie die Abführung von
Beiträgen zu den Sozialkassen der Tarifvertragsparteien,
sofern entsprechende Beiträge nicht an vergleichbare Ein-
richtungen des Heimatstaats geleistet werden.

Wird der Bewerber bei einem nationalen Arbeitgeber be-
schäftigt, ist das deutsche Sozialversicherungsrecht maß-
gebend. Ist der Arbeitnehmer dagegen Grenzgänger, hat
er seinen Wohnsitz also in einem anderen EU-Mitgliedstaat,
gilt ergänzend die VO (EG) 883/2004 zur Koordinierung der
sozialen Sicherungssysteme. Danach sind wie bisher die
Regelungen des Beschäftigungsstaates maßgebend. Auch
im Fall der Entsendung aus einem anderen Mitgliedstaat
nach Deutschland bleibt es weitgehend dabei, dass der Ar-
beitnehmer den Sozialversicherungsnormen des Entsende-
staats unterliegt, wenn die Entsendung 24 Monate voraus-
sichtlich nicht überschreitet. Entsandte Arbeitnehmer müs-
sen den Nachweis für die in ihrem Heimatstaat bestehende
Sozialversicherung mitführen. Die entsprechende Beschei-
nigung E 101 ist bereits zum 01.05.2010 durch die Be-
scheinigung A 1 abgelöst worden. Für das Baugewerbe
sind weitere Informationen abrufbar unter dem Link
www.posting-workers.eu.

Im Übrigen gelten die bekannten Meldefristen zur Sozial-
versicherung und zur Abführung der Sozialversicherungs-
beiträge weiter fort.



Die volle Arbeitnehmerfreizügigkeit gilt in
Deutschland ab dem 1. Mai 2011 auch für die Bür-
ger der acht im Jahre 2004 der EU beigetretenen
Staaten aus Mittel- und Osteuropa: Estland, Lett-
land, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tsche-
chien und Ungarn. Damit enden die sieben Jahre
lang gültigen Übergangsbestimmungen. Dieser
Ratgeber informiert ausführlich über die Regeln
zur Beschäftigung von Arbeitnehmern aus den
genannten Staaten.

Arbeitnehmerfreizügigkeit

Mit der Geltung der vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit entfallen
zugleich die verbliebenen Beschränkungen für Dienstleister
aus diesen Staaten in den Branchen Bau, Gebäudereinigung
und Innendekoration hinsichtlich der Entsendung von Arbeit-
nehmern nach Deutschland. Für die Bürger Rumäniens und
Bulgariens werden die Beschränkungen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit und in sektoralen Bereichen bei der Dienstleistungs-
freiheit bis 31.12.2011, längstens bis zum 31.12.2013 gelten.

Die Arbeitnehmerfreizügigkeit erlaubt es EU-Bürgern, unge-
achtet ihres Wohnortes in jedem Mitgliedstaat unter den glei-
chen Bedingungen eine Beschäftigung aufnehmen und aus-
üben zu dürfen wie die Angehörigen dieser Staaten.

Beschäftigungsmöglichkeiten
Mit dem Wegfall der Übergangsbestimmungen erhalten die
Bürger der 2004 der EU beigetretenen Staaten uneinge-
schränkten Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt. Eine
Arbeitsgenehmigung-EU nach § 248 Abs. 1 SGB III ist
nicht mehr nötig. Dies gilt für alle Beschäftigten, unabhängig
von der Qualifikation, Beschäftigungsdauer und Branche.
Auch die Anmeldung bei der regionalen Arbeitsagentur ent-
fällt. Nach dem Freizügigkeitsgesetz/EU wird lediglich von

Amts wegen von der Ausländerbehörde eine deklaratorische
Bescheinigung über das Aufenthaltsrecht ausgestellt.

Die Anerkennung von ausländischen Schulabschlüssen
wird in den meisten Bundesländern zentral auf Antrag des
neuen EU-Bürgers von einer zuständigen Stelle (z. B. der
Bezirksregierung) durchgeführt. Diese bewertet, ob die Qua-
lifikation mit einem deutschen Hauptschulabschluss, einem
mittleren oder einem höheren Schulabschluss gleichgestellt
werden kann.

Für den Zugang zu zulassungspflichtigen Handwerksberufen
als Betriebsleiter bzw. Selbstständiger führen die Hand-
werkskammern Anerkennungsverfahren durch. Ansonsten
ist eine Anerkennung ausländischer Handwerksabschlüsse
rechtlich nicht geboten, um den erlernten Beruf in Deutsch-
land ausüben zu dürfen, und bisher – mit Ausnahme von
Spätaussiedlern – auch nicht geregelt. Entscheidend ist die
Anerkennung durch den Arbeitgeber. Um Zuwanderern den

ausbildungsadäquaten Einstieg in den deutschen Arbeits-
markt zu erleichtern, erarbeitet die Bundesregierung derzeit
ein Anerkennungsgesetz, das einen umfassenden Rechtsan-
spruch auf Prüfung und Vergleich ausländischer Berufsquali-
fikationen mit inländischen Referenzqualifikationen beinhalten
soll.

Ferner kann ab dem 01.05.2011 eine Tätigkeit bei einem
deutschen Zeitarbeitsunternehmen aufgenommen werden.
Außerdem können Zeitarbeitsunternehmen aus dem
EU-Ausland ausländische EU-Bürger grenzüberschreitend
an inländische Arbeitgeber verleihen, wenn sie eine Über-
lassungserlaubnis der Bundesagentur für Arbeit nach § 1
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) besitzen. Die
bestehenden Sonderregelungen für die innerstaatliche und
grenzüberschreitende Arbeitnehmerüberlassung in der Bau-
branche nach § 1b AÜG bleiben vom Auslaufen der Über-
gangsfristen unberührt. Hinzuweisen ist in diesem Zusam-
menhang darauf, dass zurzeit die Aufnahme der Zeitarbeits-
branche in das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG)
diskutiert wird, damit in dieser Branche bundesweit einheit-
liche Arbeitsbedingungen, insbesondere hinsichtlich der Min-
destlohnhöhe, gelten. Sollte diese Branche Eingang in das
AEntG finden, sind diese Bedingungen von allen in- und aus-
ländischen Zeitarbeitsunternehmen, die Zeitarbeitskräfte in
Deutschland beschäftigen, zu beachten.

Arbeitsrecht

Für die Beschäftigung bei inländischen Arbeitgebern gilt
deutsches Arbeits- und Sozialversicherungsrecht.
Der Arbeitsvertrag wird direkt zwischen dem Bewerber und
dem Arbeitgeber ausgehandelt. Er muss nicht mehr von
der Arbeitsagentur genehmigt werden.

Es gelten die gleichen zwingenden Rechtsvorschriften, die
für inländische Arbeitnehmer einzuhalten sind, insbeson-
dere hinsichtlich Arbeitszeit, Urlaub, Arbeits- und Kündi-
gungsschutz. Existiert für die Branche ein Tariflohn und
sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer Mitglied der Tarifver-
tragsparteien, die den Tarifvertrag abgeschlossen haben,
bildet dieser Lohn die Untergrenze. Die Lohnhöhe kann
auch durch einen allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag
festgelegt sein. Wird der Lohn dagegen frei vereinbart, darf
die Lohnhöhe nicht sittenwidrig sein, das heißt, sie muss
mindestens zwei Drittel des Tariflohns betragen, der in der
betreffenden Branche und Wirtschaftsregion üblicherweise
gezahlt wird. Nach dem AEntG für allgemeinverbindlich er-
klärte tarifvertragliche Mindestlöhne müssen in jedem Fall
eingehalten werden.

Hinweis:

Unbeschränkt möglich ist auch die Beschäftigung zur
Berufsausbildung. Ab dem 01.05.2011 können damit
Bewerber in den anerkannten Ausbildungsberufen des
Handwerks zu qualifizierten Fachkräften ausgebildet
werden. Zudem ist die Beschäftigung von Praktikan-
ten und Studenten ohne Weiteres zulässig.

Hinweis:

Beabsichtigen die Parteien den Abschluss eines be-
fristeten Arbeitsvertrages, muss die Befristung nach
§ 14 Abs. 4 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) in
jedem Fall schriftlich erfolgen. Fehlt die Schriftform, gilt
der befristete Arbeitsvertrag gemäß § 16 TzBfG als auf
unbestimmte Zeit abgeschlossen.

Hinweis:

Alle Unionsbürger, die bei inländischen Arbeitgebern
tätig sind, haben bereits jetzt in gleicher Weise wie
Inländer Anspruch auf betriebliche Zusatzleistun-
gen, wie etwa betriebliche Altersversorgung.

Hinweis:

Arbeitgeber können für die Ausbildung und Beschäfti-
gung die gleichen Förderinstrumente zur Arbeits-
marktintegration nach dem SGB III beanspruchen
wie für inländische Arbeitnehmer auch.


